
 
 

 

 

Information 

nach Artikel 13 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 

bei Erhebung personenbezogener Daten bei der betroffenen Person 

 

Verantwortliche/r 

Kreis Mettmann  
Der Landrat 
Herr Thomas Hendele  
Düsseldorfer Str. 26 
40822 Mettmann  
landrat@kreis-mettmann.de  
Tel. 02104 99-0 

Vertreter/in 

  --- 
 

Datenschutzbeauftragte/r 

Datenschutzbeauftragter des Kreises Mettmann  
Düsseldorfer Str. 26 
40822 Mettmann  
datenschutz@kreis-mettmann.de  
Tel. 02104 99-0 

Zweck/e der Datenverarbeitung 

Die Einbürgerungsbehörde verarbeitet alle Daten, die Sie mit der Antragstellung 
einreichen. Dazu zählen die Angaben im Einbürgerungsantrag und die Daten, die in 
den vorzulegenden Urkunden und Unterlagen enthalten sind.  

Die Einbürgerungsbehörde kann im Rahmen einer Antragsbearbeitung anderen 
Stellen weitere personenbezogene Daten übermitteln oder von diesen erhalten, 
soweit dies zur Erfüllung ihrer im Zusammenhang mit der Durchführung des 
Einbürgerungsverfahrens stehenden Aufgaben erforderlich ist. 
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Wesentliche Rechtsgrundlage/n 

Gem. § 31 des Staatsangehörigkeitsgesetzes  besteht die Berechtigung, zur 
Durchführung eines Einbürgerungsverfahrens personenbezogene Daten zu erheben, 
zu speichern, zu verändern und zu nutzen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben 
erforderlich ist (Zweck). Die Daten werden erhoben, um den Antrag auf 
Einbürgerung zu bearbeiten. Rechtsgrundlagen der Verarbeitung sind Artikel 6 Abs. 
1 Buchstabe c) und e) DSG-VO in Verbindung mit §§ 8 – 10 und § 31 des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes. 

Empfänger und Kategorien von Empfängern der Daten 

In vielen Einbürgerungsverfahren benötigt die Einbürgerungsbehörde Auskünfte der 
Träger von öffentlichen Leistungen (z.B. Sozialamt, Jobcenter) zur Klärung von 
Fragen einer eigen-ständigen Sicherung des Lebensunterhaltes und insbesondere zu 
den Gründen eines eventuellen Leistungsbezugs: 

Bei Einbürgerungsverfahren nach § 10 des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
(Anspruchseinbürgerungen) ist im Falle des Bezugs von Leistungen nach dem Zweiten 
bzw. Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB II bzw. SGB XII) eine Stellungnahme des 
jeweiligen Trägers der Leistungen (Sozialamt, Jobcenter) zu den Gründen des 
Leistungsbezugs einzuholen. 

Bei allen Einbürgerungsverfahren nach § 8 des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
(Ermessenseinbürgerungen) werden die jeweiligen Träger der Leistungen nach dem 
SGB II bzw. SGB XII um eine Auskunft gebeten, ob eine entsprechende Leistung 
gewährt wird oder ein Anspruch besteht, da bereits ein entsprechender Anspruch ein 
Einbürgerungshindernis darstellt. 

Bei Bezug von Arbeitslosengeld I, Erziehungs-, Kranken-, Wohngeld oder 
Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz muss eine 
Prognoseentscheidung getroffen werden, ob künftig der Bezug solcher Leistungen 
erforderlich sein wird. Es wird daher der jeweilige Leistungsträger zum bisherigen 
und künftigen Leistungsbezug befragt, falls dies für die Prognose hinsichtlich der 
künftigen Unterhaltsfähigkeit erforderlich ist. 

Vor der Einholung der Auskünfte bei den jeweiligen Trägern der Leistungen wird die 
antragstellende Person durch die Einbürgerungsbehörde zusätzlich informiert. Die 
antragstellende Person kann die erforderlichen Auskünfte bei den entsprechenden 
Stellen auch selbst einholen und beibringen.  

Dauer der Speicherung und Aufbewahrungsfristen 

Die für die Durchführung des Einbürgerungsverfahrens erhobenen 
personenbezogenen Daten werden gespeichert und 30 Jahre aufbewahrt (Ziffer 4 
des nordrhein-westfälischen "Ausführungserlasses zum Staatsangehörigkeitsrecht" - 
SMBl. 102). Darüber hinaus werden die Grunddaten des Einbürgerungsverfahrens 
dauerhaft aufbewahrt (Ziffer 1.9.5 des "Ausführungserlasses zum 
Staatsangehörigkeitsrecht").   

Bereitstellung der Daten ist gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben 

Gesetzlich vorgeschrieben (s. wie vor) 

 



Rechte der betroffenen Person 

Betroffene Personen haben folgende Rechte, wenn die gesetzlichen und 
persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind: 

• Recht auf Auskunft über die verarbeiteten personenbezogenen Daten 
• Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten 
• Recht auf Löschung oder Einschränkung der Datenverarbeitung 
• Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung wegen besonderer Umstände 
• Recht auf Beschwerde an die Aufsichtsbehörde bei Datenschutzverstößen 
• Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung 

 

Zuständige Aufsichtsbehörde 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen 
Kavalleriestr. 2-4 
40213 Düsseldorf 
Telefon 0211 / 38424-0 
Fax 0211 / 38424-10 
mailto:poststelle@ldi.nrw.de  
Internet www.ldi.nrw.de 
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